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Änderungsantrag zu EP­F­01

Von Zeile 517 bis 520:
rechtlicher Schritte derart hoch sind, dass Unternehmen trotz betrügerischer Geschäftspraktiken selten
Folgen fürchten müssen. Die Möglichkeit für Sammelklagen, bei denen sich Geschädigte
zusammenschließen können, sowie Verbandsklagen und Musterfeststellungsklagen müssen daher
europaweit eingeführt werden.Die Möglichkeit kollektiven Rechtsschutzes, bei dem Geschädigte
wahlweise als Gruppe gemeinsam oder mit Hilfe von Verbänden klagen können, muss daher europaweit
eingeführt werden

Begründung

Wir wollen keine Assoziation zur US-Sammelklage und keine Assoziation zur umständlichen neuen, auf
Verbraucher begrenzten (z.B. Handwerker ausschließenden) von der BTF kritisierten deutschen
Musterfeststellungsklage herstellen, deshalb Verzicht auf die Begriffe Sammelklage und
Musterfeststellungsklage.
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